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ZEITFENSTER FÜR DIE
GENOSSENSCHAFTSEXPANSION

Endlich, dachte ichmir.Endlich kom¬

men Bewohnerinnen und Bewohner

von Genossenschaftenzu Wort.Nein,
nicht in diesem wunderschönen Magazin
Wohnen. Hier ist das ja normal. Zu Wort
kamen sie in der «NZZ am Sonntag» vom
28. April 2013. Und das auf einer schön
aufgemachten Doppelseite. Überschrift:
«Wohntrend Genossenschaften» Genau!
Schon der Titel löste in mir Freude aus.
Klar, denn ich fühlte mich bestätigt. Ich
sage immerundwo ichkann: DieZukunft
gehört dem gemeinnützigen,
nichtrenditeorientierten Wohnbau. Entsprechend

schwärmtendenn auch die zu
Wortkommenden Genossenschaftsmieterinnen

und -mieter. Sonst
könnten sieals Familienichtmehr in
der Stadt wohnen. Weil fast nur
Genossenschaften kinderfreundliche
Umgebungenbereitstellten.Undweil
das fast dör iche Gemeinschaftsgefühl

wichtig sei.

Schädliche Einkommenslimiten
Au ällig dabei war – und dasmusste
doch einige Lesende erstaunen –,
dass eigentlich typische Vertreterinnen

und Vertreter des sogenannt
Nationalrätin Jacqueline Badran schreibt in Wohnen
zweimonatlich über einaktuellespolitischesThema.

klassischen Mittelstandes zu Wort
kamen. Homöopathietherapeutin,
Journalist,Psychologin, industrieller
Buchbinder usw. Ihre Aussagen waren
klar und übereinstimmend: «Die Stadt
Zürich ist nurwegendeshohen Anteilsan
Genossenschaften attraktiv.» «Die Stadt
wäre sonst gefüllt mitYuppies.» Dass dies
fast die ganze Stadtbevölkerung so sieht,
beweist, dass die Expansion der
Genossenschaften von 25 Prozent Marktanteil
auf 33 Prozent von Dreiviertel der
Bevölkerung angenommen wurde. Erst kürzlich

wurde in Züricheine weitere Stiftung
für günstiges und ökologisches Wohnen –

dotiert mit einem Stiftungskapital von 80

Millionen Franken – ebenfalls mit 76
Prozent Zustimmung angenommen.

Von griffigen Massnahmen
keine Spur
Genau diese fatale Denkweise,
Genossenschaften seien nur «für die, die es nötig

haben» und nicht etwa für alle, zeigt
sich in den Vorschlägen des Bundesamts
für Wohnungswesen.ImZusammenhang
mit der Personenfreizügigkeit wurde von
links-grünenParteienund dem
MieterInnenverband massiv Druck gemacht für
die Erarbeitung von ankierenden
Massnahmen. Dabeisindsie ein enormes Risiko

eingegangen. Sie haben ihre Zustim¬
mung zur Erweiterung der
Personenfreizügigkeit abhängig gemacht
von gri gen Massnahmen für
zahlbarenWohnraum.Nunsinddieersten
Vorschläge aus dem Schneider-Am-mann-

Departement durchgesickert
in eben dieser «NZZ am Sonntag»

Wie zu erwartenwar:Eineklare
Strategie zu Gunsten des
genossenschaftlichen Wohnbaus ist nicht in
Sicht. Von gri gen Massnahmen
keine Spur. Warum? Weil dies viel
kosten würden, wie dies auch die
«NZZ amSonntag»unre ektiert
kolportiert.

Dabei ist nun ein fast einmaliges
und grosses Zeitfenster da, um der
politischen Forderung nach einer
klaren Expansion der Wohngenossenschaften

zum Durchbruch zu verhelfen.

Einmalig, weil die Drohung nur jetzt
imRaum stehtundderGesamtbundesrat
wild entschlossen ist, Nägel mit Köpfen
zu machen. Gross, weil in den letzten
zwei bis drei Jahren viele Volksabstimmungen

in den Gemeinden angenommen

wurden und weil der Leidensdruck
bis in den oberen Mittelstand steigt und
steigt. Und genau zu diesem Zeitfenster
hinaus sollten die Wohnbaugenossenschaften

bestimmt und selbstbewusst
hinausrufen: «Flankierende Massnahmen?
Wir sind die Lösung, wir sind dieZukunft.
Und zwar für alle.»

Von Jacqueline Badran

Allerdings ist dieser letzte Entscheid
etwaszwiespältig. DerGemeinderat hates
fertig gebracht, eine Einkommenslimite
für die Mietenden festzulegen. Für mich
gehtdas garnicht. Wir wolleneine
durchmischte Welt und keine Ghettos.
Genossenschaften sind eine volkswirtschaftlich
undgesellschaftlich richtigeund wichtige
Veranstaltung und nur als erwünschter
Nebene ekt sozialpolitisch relevant.
Zudem: Genossenschaften sind
privatwirtschaftliche Organisationen und nicht
Bittstellerinnen beim Staat. Und als solche

www.badran.ch

sind sie gemäss ihren Statuten frei, zu
vermieten, an wen sie wollen. Will man
Mietende von Genossenschaftswohnungen
denn aufdieStrassestellen, wenn siesich
einkommensmässigverbesserthaben? Ich

nde, dieGenossenschaften müssensich
unmissverständlich gegen diese Tendenz
wehren. Einkommenslimiten dürfen nur
verlangt werden, wenn die Wohnung
subventioniert istoder wenn die Statuten der
einzelnen Genossenschaft diesvorsehen.
Sonst zementieren wir das falsche Bild,
dass Genossenschaften subventioniert
sindund man ihnen deshalbVorschriften
auferlegen darf.
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